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236. Verordnung: Bestatter-Befähigungsnachweisverordnung
237. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 2 Süd Autobahn — Anschlußstelle Gailtal

und der B i l l Gailtal Straße im Bereich der Gemeinden Arnoldstein, Hohenthurn
und Feistritz an der Gail

236. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über den
Befähigungsnachweis für das gebundene Ge-
werbe der Bestatter (Bestatter-Befähigungs-

nachweisverordnung)
Auf Grund des § 22 Abs. 3 und 8, des § 23

Abs. l und des § 351 Abs. 5 der Gewerbeordnung
1994, BGB1. Nr. 194, wird verordnet:

Art des Nachweises der Befähigung

§ 1. Die Befähigung für die Ausübung des
Gewerbes der Bestatter gemäß § 130 Abs. l der
Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) ist durch
Belege folgender Art nachzuweisen:

1. das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte
Prüfung gemäß § 2 und

2. Zeugnisse über eine mindestens fünfjährige
hauptberufliche und nach den Bestimmungen
des Sozialversicherungsrechtes voll Versiche-
rungspflichtige fachliche Tätigkeit in einem
zur Ausübung des Gewerbes der Bestatter
berechtigten Betrieb.

Befähigungsnachweisprüfung

§ 2. (1) Die Prüfung besteht aus
1. der schriftlichen Prüfung gemäß § 3,
2. der mündlichen Prüfung gemäß § 4 und
3. der Unternehmerprüfung gemäß § 5.

(2) Der Zeitraum zwischen dem Ende der
schriftlichen und dem Beginn der mündlichen
Prüfung darf zwei Stunden nicht unterschreiten
und eine Woche nicht überschreiten.

Schriftliche Prüfung

§ 3. (1) Die schriftliche Prüfung hat sich auf die
Ausarbeitung folgender Aufgaben zu erstrecken:

1. Bearbeitung eines eine Überführung beinhal-
tenden Bestattungsfalles unter Anwendung
der Höchsttarife einschließlich Führung des
Schriftverkehrs,

2. Textierung einer Parte,
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3. Beantwortung einer vorgegebenen Kundenbe-
schwerde,

4. Stellungnahme zu einem vorgegebenen sani-
tätspolizeilichen Thema unter Berücksichti-
gung der nationalen und internationalen
Bestimmungen und

5. Kalkulation des Verkaufspreises von Handels-
waren und des Preises von nicht den
Höchsttarifen unterliegenden Dienstleistun-
gen.

(2) Bei der Ausarbeitung der unter Abs. l Z l
und 4 angeführten Aufgaben ist die Verwendung
von Unterlagen, die die anzuwendenden Höchst-
tarife und die internationalen Bestimmungen
beinhalten, zu gestauen.

(3) Die Erledigung der schriftlichen Prüfungs-
aufgaben muß vom Prüfling in drei Stunden
erwartet werden können. Die schriftliche Prüfung
ist nach vier Stunden zu beenden.

Mündliche Prüfung

§ 4. (1) Die mündliche Prüfung besteht aus zwei
Teilen (Abs. 2 und Abs. 5).

(2) Der erste Teil der mündlichen Prüfung hat
sich auf die für die Ausübung des Gewerbes der
Bestatter erforderlichen Kenntnisse auf folgenden
Gebieten zu erstrecken:

1. einschlägiges Gewerberecht einschließlich
der Organisation der Kammern der gewerb-
lichen Wirtschaft und Standesregeln für
Bestatter,

2. landesrechtliche Vorschriften auf dem Ge-
biet des Leichen- und Bestattungswesens
unter Berücksichtigung der in den einzelnen
Ländern bestehenden Unterschiede,

3. Umweltschutzrecht (insbesondere die für die
Bestattertätigkeit wesentlichen Bestimmun-
gen),

4. internationale Bestimmungen und zwischen-
staatliche Regelungen auf dem Gebiete des
Bestattungswesens,
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5. Maßnahmen der Abwehr von Gefahren für
Leben und Gesundheit von Menschen
(insbesondere Epidemiegesetz, Aidsgesetz,
Tuberkulosegesetz, besondere Maßnahmen
bei anzeigepflichtigen Krankheiten und
Strahlenschutzgesetz),

6. Vorschriften der sanitätspolizeilichen und
gerichtlichen Totenbeschau,

7. Krankenanstaltenwesen (insbesondere Kran-
kenanstaltenorganisation und Organentnah-
me),

8. Personenstandswesen,
9. Grundbegriffe des Erbrechtes und des

Verlassenschaftsverfahrens,
10. einschlägige Vorschriften der Glaubensge-

meinschaften,
11. Gesprächsführung mit den Hinterbliebenen

unter besonderer Berücksichtigung psycho-
logischer Gesichtspunkte,

12. protokollarische Fragen bei Begräbnissen,
13. Materialkunde,
14. Hygiene, Sargherrichten und Einsargen und
15. Anwendung der Tarifbestimmungen.

(3) Im Rahmen der Überprüfung der Kenntnisse
der Hygiene, des Sargherrichtens und des Ein-
sargens (Abs. 2 2 14) sind auch die praktischen
Kenntnisse auf diesen Gebieten nachzuweisen.

(4) Der erste Teil der mündlichen Prüfung darf
außer in begründeten Ausnahmefällen nicht kürzer
als 45 Minuten und nicht länger als 90 Minuten
dauern.

(5) Der zweite Teil der mündlichen Prüfung hat
sich auf die Überprüfung der Kenntnisse auf
folgenden Gebieten zu erstrecken:

1. Berechnung der Verkaufspreise der bei der
Ausübung des Bestattergewerbes bearbeite-
ten, verarbeiteten und verwendeten Waren,

2. Berechnung der Selbstkosten der Herstel-
lung der für die Durchführung von Toten-
aufbahrungen, Totenfeierlichkeiten, Toten-
überführungen, Bestattungen und Exhumie-
rungen erforderlichen Gegenstände,

3. Berechnung der Zuschläge für jene Bestat-
tungsleistungen, die an Werk- und Feier-
tagen und an Wochenenden innerhalb der in
den Höchsttarifen angeführten Zeiten zu
erbringen sind,

4. Berechnung der Lagerhaltung an Bestat-
tungsbehelfen (insbesondere Särge, Einbet-
tungen, Urnen und Metalleinsätze) unter
Berücksichtigung des § 12 Abs. 2 Z 3 der
Verordnung über Standesregeln für Bestat-
ter, BGB1. Nr. 247/1990,

5. Berechnung der Entgelte für die nicht den
Höchsttarifen unterliegenden Bestattungslei-
stungen,

6. Berechnung der Zuschläge für durch den
Zustand des Toten bedingte besondere
Aufwendungen der Versargung und für
durch die örtliche Lage des Toten bedingte
besondere Aufwendungen der Abholung,

7. Kalkulation von Bestattungsleistungen, die
a) außerhalb der Standortgemeinde oder

auf Friedhöfen außerhalb der Standort-
gemeinde oder für Trauerfeierlichkeiten,
die über den Ortsüblichen Standard
hinausreichen, zu erbringen sind und

b) nicht den Höchsttarifen unterliegen,
8. Erstellung von Kostenvoranschlägen für

Bestattungsleistungen,
9. Erstellung der Bestattungskostenrechnung

unter Aufschlüsselung in Kosten für
a) Eigenleistungen,
b) vermittelte Fremdleistungen und
c) sonstige Leistungen,

10. Inkasso und Verrechnung von Sterbegeld-
und Versicherungsansprüchen und

11. Aufgliederung von Zahlungseingängen und
Rückzahlung von Bestattungskostenüber-
schüssen.

(6) Der zweite Teil der mündlichen Prüfung darf
außer in begründeten Ausnahmefällen nicht kürzer
als 20 Minuten und nicht länger als 40 Minuten
dauern.

Unternehmerprüfung

§ 5. Auf die Unternehmerprüfung ist § 3 der
Unternehmerprüfungsordnung, BGB1. Nr. 453/
1993, in der jeweils geltenden Fassung anzuwen-
den.

Entfall der Ausbilderprüfung

§ 6. Die Ausbilderprüfung gemäß § 29 a des
Berufsausbildungsgesetzes, BGB1. Nr. 142/1969, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 256/
1993, die gemäß § 23 a Abs. l GewO 1994 bei
Meisterprüfungen und bei Prüfungen nach § 22
Abs. l Z 3 GewO 1994 als eigener Prüfungsteil
durchzuführen ist, kann gemäß § 23 a Abs. 3
GewO 1994 entfallen.

Prüfungskommission

§ 7. (1) Die gemäß § 351 Abs. l GewO 1994
vom Landeshauptmann zu bestellende Prüfungs-
kommission hat zu bestehen aus:

1. zwei Personen gemäß § 351 Abs. 2 GewO
1994, die das Gewerbe der Bestatter als
Gewerbeinhaber oder als Pächter ausüben
oder in diesem Gewerbe als Geschäftsführer
oder Filialgeschäftsführer tätig sind und

2. zwei weiteren Fachleuten.

(2) Eines der Kommissionsmitglieder gemäß
Abs. l Z 2 muß ein in der Sanitätsverwaltung
tätiger Arzt sein, und eines muß gemäß § 351
Abs. 2 letzter Satz GewO 1994 rechtskundiger
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Beamter des höheren Verwaltungsdienstes sein.
Dieses Kommissionsmitglied ist zum Vorsitzenden
der Prüfungskommission zu bestellen.

(3) Besitzt keines der Mitglieder der Prüfungs-
kommission die Befähigung zur Abnahme des
Prüfungsteils Unternehmerprüfung, so ist ein
weiteres Mitglied mit dieser Befähigung zu
bestellen. Dieses Mitglied ist der Prüfung nicht
beizuziehen, wenn der Prüfungsteil Unternehmer-
prüfung «ntfällt.

Prüfungstermin

§ 8. (1) Der Landeshauptmann hat, wenn in dem
betreffenden Land eine hinreichende Zahl von

-Prüfungswerbern zu erwarten ist und eine hin-
reichende Zahl von Prüfern zur Verfügung steht,
in jedem Jahr mindestens einen Termin für die
Abhaltung der Prüfung gemäß § 2 festzusetzen.

(2) Der Landeshauptmann hat zu veranlassen,
daß der Prüfungstermin spätestens drei Monate vor
Beginn der Prüfung im Amtsblatt des Amtes der
Landesregierung und im Mitteilungsblatt der für
seinen Bereich zuständigen Landeskammer der
gewerblichen Wirtschaft verlautbart wird.

Zulassungsvoraussetzung

§ 9. Zur Prüfung gemäß § 2 ist zuzulassen, wer
eine mindestens dreijährige hauptberufliche und
nach den Bestimmungen des Sozialversicherungs-
rechtes voll Versicherungspflichtige fachliche Tätig-
keit in einem zur Ausübung des Gewerbes der
Bestatter berechtigten Betrieb durch Zeugnisse
nachweist.

Ansuchen um Zulassung zur Prüfung

§ 10. (1) Das Ansuchen um Zulassung zur
Prüfung ist spätestens sechs Wochen vor dem
festgesetzten Prüfungstermin gemäß § 8 beim
Landeshauptmann einzubringen.

(2) Dem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung
sind anzuschließen:

1. Urkunden zum Nachweis des Vor- und
Familiennamens,

2. das erforderliche Zeugnis gemäß § 9 zum
Nachweis der Erfüllung der Zulassungsvor-
aussetzung,

3. der Nachweis über die Entrichtung der
Prüfungsgebühr,

4. im Falle der Erfüllung der Voraussetzungen
für den Entfall des Prüfungsteiles Unter-
nehmerprüfung oder des Prüfungsteiles Aus-
bilderprüfung gemäß §23. a Abs. 2 GewO
1994 die zum Nachweis dieser Voraussetzun-
gen erforderlichen Belege und

5. im Falle der Nichterfüllung der Voraus-
setzungen für den Entfall des Prüfungsteils
Unternehmerprüfung eine Erklärung des
Prüfungswerbers, ob er zum Prüfungsteil
Unternehmerprüfung antritt.

Einladung zur Prüfung

§ 11. (1) Wenn der Prüfungswerber zur Prüfung
zugelassen worden ist, ist er rechtzeitig zur
Prüfung einzuladen. l

(2) In der Einladung sind dem Prüfungswerber
bekanntzugeben:

1. Zeit und Ort der Prüfung,
2. die Gegenstände der Prüfung und ,.
3. gegebenenfalls jene Unterlagen und Hilfsmit-

tel, die er zur Prüfung mitzubringen hat.

Prüfungsgebühr

§ 12. (1) Der Prüfungswerber hat als Kosten-
beitrag zur Durchführung der Prüfung gemäß § 2
eine Prüfungsgebühr zu bezahlen.

(2) Die Höhe der Prüfungsgebühr beträgt
20 Prozent des Gehaltes eines Beamten der
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 gemäß § 28 Abs. 3
des Gehaltsgesetzes 1956, BGB1. Nr. 54, in der
jeweils geltenden Fassung einschließlich einer
allfälligen Teuerungszulage gemäß § 88 des
Gehaltsgesetzes 1956. Die Prüfungsgebühr ist auf
einen durch 50 teilbaren Schillingbetrag aufzurun-
den.

(3) Die Höhe der Prüfungsgebühr beträgt
14 Prozent der im Abs. 2 angeführten Bemessungs-
grundlage, wenn der Prüfungsteil Unternehmer-
prüfung entfällt. Die Prüfungsgebühr ist auf einen
durch 50 teilbaren Schillingbetrag aufzurunden.

(4) Wenn der Prüfungswerber die Prüfungsge-
bühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß die
Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich aus
den Abs. 2 und 3 ergebenden Höhe für ihn auf
Grund seiner Einkommensverhältnisse oder Sorge- •
pflichten eine erhebliche wirtschaftliche Härte
darstellt, so ist die Prüfungsgebühr entsprechend
den Einkommensverhältnissen und Sorgepflichten
des Prüfungswerbers angemessen zu ermäßigen.

Entschädigung und Verwaltungsaufwand

§ 13. Der Landeshauptmann hat 90 Prozent der
Prüfungsgebühren an die Mitglieder der Prüfungs-
kommission entsprechend ihrer Prüfungstätigkeit
als angemessene Entschädigung zu entrichten. Die
verbleibenden zehn Prozent der Prüfungsgebühren
.sind zur Abdeckung des durch die Abhaltung der
.Prüfung entstandenen sonstigen besonderen Ver-
waltungsaufwandes zu verwenden.
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Rückerstattung der Prüfungsgebühr

§ 14. Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungs-
werber vom Landeshauptmann zur Gänze zurück-
zuerstatten, wenn der Prüfungswerber

1. zur Prüfung nicht zugelassen wird oder
2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungster-

min gemäß § 8 die Bekanntgabe, vom
Prüfungstermin zurückzutreten, eingeschrie-
ben zur Post gegeben hat oder

3. an der termingemäßen Ablegung der Prüfung
ohne sein Verschulden nachweislich verhin-
dert war.

Prüfungszeugnis

§ 15. Der Landeshauptmann hat dem Geprüften
auf Grund des Beschlusses der Prüfungskommis-
sion ein Zeugnis über die erfolgreich abgelegte
Prüfung entsprechend der Anlage zu dieser
Verordnung auszustellen.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 16. Zeugnisse über die erfolgreich abgelegte
Konzessionsprüfung für das Bestattergewerbe, die
gemäß den bis zum Inkrafttreten dieser Verord-
nung geltenden Vorschriften erworben worden
sind, gelten als Zeugnisse über die erfolgreich
abgelegte Prüfung gemäß § 2 dieser Verordnung.

§ 17 (1) Diese Verordnung tritt mit 1. August
1994 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 26. August
1977, BGBl. Nr. 459, über den Befähigungsnach-
weis für das konzessionierte Gewerbe der
Bestatter, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 353/1989, außer Kraft.

Schüssel
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Anlage
(§15)

Amt der ................................................................................................................................... Landesregierung

Geschäftszahl.

PRÜFUNGSZEUGNIS

(Vor- und Familienname)

geboren am ......................................................................... in .........................................................................

hat sich am .............................................................................................. der

PRÜFUNG

zum Nachweis der Befähigung für das Gewerbe der Bestatter gemäß § 130 Abs. l der Gewerbeordnung
1994 entsprechend der Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über den
Befähigungsnachweis für das Gewerbe der Bestatter, BGBl. Nr. 236/1994, unterzogen und diese Prüfung
laut Beschluß der Prüfungskommission

einstimmig/mehrstimmig *) mit Auszeichnung *) bestanden
Prüfungsteil Unternehmerprüfung einstimmig/mehrstimmig *)
mit Auszeichnung bestanden *) nicht bestanden*)
entfallen gemäß § 23 Abs. 2 GewO 1994 *) nicht angetreten *)
Prüfungsteil Ausbilderprüfung bestanden *) nicht bestanden *)
entfallen gemäß § 23 a Abs. 3 GewO 1994 *)

.................................................................................... am ..................................................................................

Amtssiegel Für den Landeshauptmann

*) Nichtzutreffendes streichen.
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237. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der A 2 Süd
Autobahn — Anschlußstelle Gaütal und der
B i l l Gaütal Straße im Bereich der Gemein-
den Arnoldstein, Hohenthurn und Feistritz an

der Gail
Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-

setzes 1971, BGB1. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 33/1994 wird verord-
net: .̂

1. Die Anschlußstelle Gailtal der A 2 Süd
Autobahn wird im Bereich der Gemeinden
Arnoldstein und Hohenthurn wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Anschlußstelle liegt
zwischen AB-km 374,40 und AB-km 375,00 der
A 2 Süd Autobahn und stellt über ihre Zu- und
Abfahrtsrampen die Verbindung zu dem unter
Punkt 2 verordneten Abschnitt der B 111 Gailtal
Straße her.

2. Der Straßenverlauf der B 111 Gailtal-Straße
wird im Bereich der Gemeinden Arnoldstein,

Hohenthurn und Feistritz an der Gail wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt-bei
km 0,00 (neu) an der unter Punkt l verordneten
Anschlußstelle Gailtal der A 2 Süd Autobahn, führt
in der Folge südlich der Gail und bindet bei km
7,114 (neu) in den Bestand ein.

3. Im einzelnen ist der Verlauf der neu
herzustellenden Zu- und Abfahrtsrampen sowie
der neu herzustellenden Straßentrasse aus den beim
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten, beim Amt der Kärntner Landesregierung
sowie den Gemeinden Arnoldstein, Hohenthurn
und Feistritz an der Gail aufliegenden Planunter-
lagen im Maßstab 1:2 880 zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


